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3 AZR 65/87 
6 (8) Sa 799/86 Köln
Verkündet am 
25. Oktober 1988
Noll,
RegierungshauptSekretärin 
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

PP.

hat der Dritte Senat des Bundesarbettsferiehts aufgrund #er 
mündlichen Verhandlung vom tl, Oktober 19SS durch den Verölt- 
senden Richter Dr, Hiithtr, die Richter Schaub und Griebelln.g 
sowie die ehrenamtlichen Richter Seyd end Falkenstein fftr ieeht 
erkannt t
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1. Die Revision des Beklagten gegen das Ur­
teil des Landesarbeitsgerichts Köln vorn 
1. Dezember 1986 - 6 (8) Sa 799/86 - wird 
zurückgewiesen.

2. Der Beklagte hat die Kosten der Revision 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Der Kläger verlangt von dem beklagten Pensions-Sicherungs- 
Verein Insolvenzschutz wegen einer im Konzern erdienten Alters­
versorgung.

Der am 18. August 1934 geborene Kläger trat am 15. September 
1959 in die Dienste der B KG in H . Dieses Unter­
nehmen war 1958 ein Trägerunternehmen der F

GmbH (F ) geworden.

Aus der B KG war am 11. April 1959 unter Eintritt
der K GmbH als Komplementärin die B GmbH
& Co. KG hervorgegangen. Die Komplementärin gründete in den 60er 
Jahren mehrere ausländische Tochterunternehmen, u.a. die B
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s /Österreich.
gesellschaft mbH mit Sitz in
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Am 1. Januar 1970 sagte die B GinbH & Co* KG dem
Kläger bei Eintritt eines Versorgungsfalles ein monatliches Euhe- 
sehalt in Höhe von 400,—  DM zu, mindestens aber von 25 % des 
letzten Gehalts.

Die österreichische Tochtergesellschaft, die B
gesellschaft mbH, S , und der

Kläger vereinbarten am 14. Dezember 1970 mit Wirkung vom 1. Janu- 
ar 1971 dessen Übernahme als Produktgruppenleiter unter Anrech- 
nbng der bereits seit dem 15. September 1959 bei der Konzernober­
gesellschaft geleisteten Dienstzeit. Das Arbeitsverhältnis zu dem 
Tochterunternehmen wurde dem österreichischen Recht unterstellt. 
Ferner heißt es in Nr. 2 des Vertrages:

"a) bis 31.12.1971 sind wir - falls sich in objektiver 
Würdigung des Sachverhaltes oder in solchen Fällen, 
die von uns zu vertreten sind, Schwierigkeiten erge­
ben - bereit, Umzugskosten für eine Rücksiedlung 
nach H in angemessenem Rahmen zu übernehmen.

c) 1.) Für den Fall, daß infolge Auflösung des Arbeits­
verhältnisses eine Abfertigung gezahlt werden muß, 
so gilt für deren Berechnung aber der 15.9.1959 
als Eintrittsdatum.

2.) Wird - bei obigem Eintrittsdatum - eine Abferti­
gung wegen Eintritts eines Versorgungsfalles (In­
validität, Pensionierung, Tod) fällig, so wird 
der Betrag gegen die aus gleichem Grunde zu ge­
währenden Leistungen aus der F bzw. aus dem 
Ihnen gegebenen Versorgungsversprechen aufgerech­
net . Das heißt, die Leistungen aus der F bzw.
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aus dem Ihnen gegebenen Versorgungsversprechen 
werden erst zu dem Zeitpunkt aufgenommen, zu wel­
chem der Betrag der Abfertigung durch (ruhende) 
Rentenzahlungen aus der F bzw. aus dem Ihnen 
gegebenen Versorgungsversprechen egalisiert wäre.

e) Im übrigen verpflichten sich beide Seiten, alle sich 
im Zusammenhang mit der Versetzung von H nach
S ergebenden wesentlichen Fragen sachlich zu
behandeln mit dem Ziel, befriedigende Lösungen zu 
erreichen.
Das schließt unsererseits die Verpflichtung ein, Ihnen 
ggfs, zu gleichem Einkommen wieder eine Stellung inner­
halb des Firmenverbandes in Deutschland anzubieten."

Während der Tätigkeit des Klägers für die S Toch- <
tergesellschaft hielt der erste Arbeitgeber, die B 
GmbH & Co. KG, ihre Versorgungszusage aufrecht. Der Kläger gehör­
te weiter der F an.

Nach Gesprächen mit der B GmbH & Co. KG in H
kündigte der Geschäftsführer der österreichischen Tochterge­

sellschaft das Arbeitsverhältnis des Klägers zum 31. März 1981.
In dem Bestätigungsschreiben vom 23« Februar 1981 heißt es u.a., 
daß die Kündigungsfrist aufgrund der mehr als 20jährigen Dienst­
zeit vier Monate zum Quartal betrage. Am 4. Dezember 1980 wurden 
über das Vermögen der österreichischen Tochtergesellschaft und am 
31. Dezember 1980 über das Vermögen der B GmbH & Co.
KG das Konkursverfahren eröffnet. Der Kläger beanspruchte wegen 
seiner Versorgungsanwartschaft vom beklagten Pensions-Siche- 
rungs-Verein Insolvenzschutz. Dieser lehnte seinen Eintritt ab.
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Der Kläger hat behauptet, sowohl die Konzernobergesellschaft 
als auch die österreichische Tochtergesellschaft habe ihm mitge­
teilt, daß er eine unverfallbare Anwartschaft auf eine Betriebs­
rente erworben habe. Die Konzernobergesellschaft habe ihm darüber 
hinaus mitgeteilt, daß seine Versorgungsanwartschaft bei dem Be­
klagten gegen Insolvenz versichert sei. Er sei allein auf deren 
Wunsch in die Dienste der österreichischen Tochtergesellschaft 
getreten. Die Konzernobergesellschaft habe aber auch weiter alle 
wesentlichen Entscheidungen getroffen. Sie habe die Geschäftsfüh­
rer gestellt und das Tochterunternehmen technisch und betriebs­
wirtschaftlich geleitet. Sie habe die Personalangelegenheiten 
geregelt, sie habe das Gehalt festgelegt, die Auszahlung der 
Treueprämien angeordnet und die sozialversicherungsrechtliche 
Ausgleichszahlung vorgenommen. Die Konzernobergesellschaft habe 
sogar noch die Zeugnisse erteilt.

Der Kläger hat beantragt

festzustellen, daß der Beklagte wegen der Er­
öffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen 
der Firma B GmbH & Co. KG, N ,
verpflichtet ist, in die betriebliche Versorgungs­
zusage einzutreten, bzw. die entstandenen Anwart­
schaften im Versorgungsfall (Rentenfall) zu über­
nehmen .

Der beklagte Pensions-Sicherungs-Verein hat beantragt, die 
Klage abzuweisen. Er hat vorgetragen, die Konzernobergesellschaft 
sei allenfalls noch Versorgungsschuldner gewesen. Für die Insol­
venz eines Versorgungsschuldners ohne Arbeitgeberfunktion brauche 
er nicht einzutreten. Im Jahre 1970 habe die B GmbH &
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Co. KG die Abteilung Wasserteehnik geschlossen, weil diese Abtei­
lung zuletzt nur Verluste erwirtschaftet habe. Den rd. 20 Mitar­
beitern dieser Abteilung sei angeboten worden, in das Tochterun­
ternehmen nach S zu wechseln, das in dem bisherigen Aufga­
bengebiet weitergearbeitet habe. Einen Rückkehranspruch habe der 
Kläger nicht gehabt.

Das Arbeitsgericht hat der Klage statt gegeben. Das Landes­
arbeitsgericht hat die Berufung des Beklagten zurückgewiesen. Mit 
der Revision verfolgt der Beklagte die Abweisung der Klage wei­
ter .

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist nicht begründet. Der Beklagte muß für die 
Versorgungsanwartschaft des Klägers Insolvenzschutz gewähren.

Nach § 7 Abs. 2 Satz 2 BetrAVG erhalten Personen, die zum 
Kreis der Begünstigten einer Unterstützungskasse gehören und im 
Zeitpunkt der Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen 
des Trägerunternehmens eine unverfallbare Versorgungsanwartschaft 
haben, einen Anspruch gegen den Träger der Insolvenzsicherung. 
Diese Voraussetzungen sind gegeben. Davon ist das Landesarbeits­
gericht zu Recht ausgegangen.
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1. Der Kläger gehört zum Kreis der Begünstigten der F
-Unterstützungskasse. Gegenstand der F ist 

die Gewährung freiwilliger einmaliger, widerholter oder laufender 
Unterstützung an Betriebsangehörige, ehemalige Betriebsangehörige 
oder auch an Angehörige bzw. Hinterbliebene tätiger oder ehema­
liger Betriebsangehöriger. Dem Kläger ist am 1. Januar 1970 eine 
Zusage auf Versorgung aus Mitteln der Unterstützungskasse in Höhe 
von 25 % des letzten Gehaltes von der B GmbH & Co.
KG erteilt worden. Darüber hinaus hat das Landesarbeitsgericht 
festgestellt, daß die Versorgungszusage während der Tätigkeit des 
Klägers für die Konzernobergesellschaft und das abhängige Unter­
nehmen bestätigt worden ist.

2. Der Sicherungsfall ist bei einem Trägerunternehmen der Un- 
terstützungskasse eingetreten (§ 7 Abs. 2 Satz 2 BetrAVG).

a) Mit dem Trägerunternehmen im Sinne dieser Bestimmung ist in 
der Regel der Arbeitgeber gemeint, der dem Arbeitnehmer eine Al­
tersversorgung durch eine Unterstützungskasse verspricht. In den 
verschiedenen, den Insolvenzschutz auslösenden Tatbeständen von
§ 7 Abs. 1 und 2 BetrAVG wird vorausgesetzt, daß der Arbeitgeber 
die Zusage erteilt, selbst oder durch eine Versorgungseinrichtung 
im Versorgungsfall das Ruhegeld zu erbringen.

b) Zu den Trägerunternehmen gehören auch die Unternehmen, die 
als Konzernobergesellschaft ursprünglich eine Versorgung aus An­
laß eines ArbeitsVerhältnisses zugesagt und später während der 
Beschäftigung des Arbeitnehmers im Konzern aufrechterhalten ha-
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ben. Eine restriktive Auslegung des Begriffs "Trägerunternehmen" 
im Sinne eines Arbeitgebers, der während der Laufzeit der Zusage 
und bei Eintritt des Sicherungsfalles Gläubiger eines Anspruches 
auf Arbeitsleistung (§ 611 Abs. 1 BGB) ist, wird den Rechtsver­
hältnissen im Konzern nicht gerecht.

Eine Konzernobergesellschaft verliert nicht dadurch die 
Funktion des Arbeitgebers, daß sie dem Arbeitnehmer als Gegenlei­
stung für die Begründung eines Arbeitsverhältnisses zu einem 
Tochterunternehmen den Fortbestand der betrieblichen Altersver­
sorgung zusagt. Sie erbringt eine Versorgungsleistung, weil der 
Arbeitnehmer in ihrem Interesse und auf ihre Veranlassung seine 
Betriebstreue in einem Tochterunternehmen erbringt, das zur Meh­
rung des Konzernergebnisses beiträgt. Das hat die B 
GmbH & Co. KG auch stets anerkannt. Sie hat die Versorgungsan­
wartschaft bei dem beklagten Pensions-Sicherungs-Verein gegen 
Insolvenz versichert.

c) Der Senat läßt offen, ob neben den genannten Voraussetzungen 
noch eine weitere Voraussetzung hinzukommen muß, um eine Konzern­
obergesellschaft als Trägerunternehmen im Sinne von § 7 Abs. 2 
Satz 2 BetrAVG zu bezeichnen, nämlich der Fortbestand unmittelbar 
auf Leistungsaustausch gerichteter arbeitsrechtlicher Restbezie­
hungen zwischen einer Konzernobergesellschaft als früherem Ar­
beitgeber und dem Arbeitnehmer. Im Urteil vom 6. August 1985 
(BAGE 49, 225 = AP Nr. 24 zu § 7 BetrAVG) ist der Senat noch da­
von ausgegangen, diese Voraussetzung müsse zusätzlich erfüllt

- 9 -

werden.
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Der Senat braucht im entschei-
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vorliegenden Fall nicht zu 
den» ob dies richtig ist, ob also arbeitsrechtliche Restbezie­
hungen zwischen einem Träger der Unterstützungskasse und Arbeit­
nehmern stets erforderlich sind. Diese Voraussetzung ist jeden­
falls erfüllt. Das Arbeitsverhältnis des Klägers zu dem Tochter­
unternehmen unterlag vielfältigen gesellschaftsrechtlichen und 
arbeitsvertraglichen Einflußnahmen, die es erlauben, noch ar­
beitsvertragsähnliche Beziehungen des Klägers zu der B 
GmbH & Co. KG anzunehmen.

Nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts wurde das 
Tochterunternehmen personell und gesellschaftsrechtlich von der 
Obergesellschaft in der Bundesrepublik beherrscht. Die Personen 
der Geschäftsleitung waren in Deutschland wie in Österreich die 
selben. Die Verkaufskonzeption des Tochterunternehmens wurde 
durch die Obergesellschaft gesteuert; die Wasseraufbereitungs­
technik war überhaupt nur nach Österreich verlegt worden, um die 
Export Chancen nach Osteuropa zu verbessern. Arbeitsrechtlich wur­
de das Personal der Tochtergesellschaft von der Obergesellschaft 
geleitet. Von dieser wurde die Vergütung festgesetzt; von dieser 
wurden die Treueprämien angeordnet und sogar die Zeugnisse ver­
faßt. Die Sozialleistungen der Obergesellschaft und die mögliche 
Abfertigung nach österreichischem Recht wurden aufeinander abge­
stimmt und ihre wechselseitige Anrechnung geregelt. Die Oberge­
sellschaft glich eine etwaige, nach österreichischem Recht zahl­
bare Sozialversicherungsrente aus. Der Kläger unterlag damit noch 
der Leitungsmacht der Obergesellschaft. Diese nahm weitgehende
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Arbeitgeberfunktionen wahr, die es jedenfalls rechtfertigen, die 
B GmbH & Co. KG als Trägerunternehmen im Sinne von § 7
Abs. 2 Satz 2 BetrAVG zu behandeln.

d) Hiermit weicht der Senat nicht von seiner früheren Recht­
sprechung ab. Das verkennt der beklagte Pensions-Sicherungs-Ver- 
ein.

Allerdings ist in § 4 Abs. 1 BetrAVG bestimmt, daß unver­
fallbare Versorgungsanwartschaften nur von solchen Personen als 
Schuldner übernommen werden können, die ihrerseits insolvenzge­
schützt sind (BAG Urteil vom 26. Juni 1980 - BAGE 33? 234 = AP 
Nr. 1 zu § 4 BetrAVG). Im vorliegenden Rechtsstreit geht es aber 
gar nicht um die Übernahme einer Versorgungsanwartschaft, sondern 
um ihre Aufrechterhaltung, weil der Arbeitnehmer auf Veranlassung 
der Konzernobergesellschaft zu einer Konzerntochter wechselt und 
die Obergesellschaft sich eine weitgehende Leitungsmacht Vorbe­
halten hat. Deshalb stellen sich die von dem beklagten Pensions- 
Sicherungs-Verein aufgeworfenen Rechtsfragen der Auswirkung der 
Rechtsprechung des Senats auf das Betriebsverfassungsrecht nicht;

Ebensowenig ergeben sich Divergenzen zu der Rechtsprechung 
des Senats zur Betriebsveräußerung. Richtig ist, daß der Senat 
Vereinbarungen für unwirksam gehalten hat, wonach Versorgungsan­
wartschaften allein auf einen Erwerber übertragen oder beim Ver­
äußerer belassen werden (vgl. BAG Urteil vom 14. Juli 1981 
- 3 AZR 517/80 - AP Nr. 27 zu § 613 a BGB). Aber auch darum geht 
es in der Entscheidung nicht. Es wird weder die Obergesellschaft
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noch die Tochtergesellschaft veräußert, sondern das Arbeitsver­
hältnis aufgespalten.

Unzulässigen Umgehungsgeschäften, die der beklagte Pensi- 
ons-Sicherungs-Verein befürchtet, wird der Senat - wie in anderen 
Fällen auch - soweit erforderlich entgegentreten. Ob ein unzuläs­
siges Umgehungsgeschäft vorliegt, wird sich nur im Einzelfall 
feststellen lassen. Im vorliegenden Fall bestehen jedenfalls 
keine Anhaltspunkte für eine unzulässige Ausweitung des Insol­
venzrisikos. Der Konzern hat noch fast zehn Jahre bestanden und 
die Arbeitnehmer nach Bedarf eingesetzt.

3. Der Kläger besaß im Zeitpunkt der Eröffnung des Konkursver­
fahrens über das Vermögen dieses Trägerunternehmens, der B

GmbH & Co. KG, am 31. Dezember 1930 eine unverfallbare An­
wartschaft auf betriebliche Altersversorgung.

a) Nach § 1 Abs. 1 BetrAVG wird eine Versorgungsanwartschaft 
unverfallbar, wenn der Arbeitnehmer mindestens das 35. Lebensjahr 
vollendet hat und entweder die Versorgungszusage mindestens zehn 
Jahre bestanden hat oder der Beginn der Betriebszugehörigkeit 
mindestens zwölf Jahre zurückliegt und die Versorgungszusage min­
destens drei Jahre bestanden hat. Der Kläger war im Zeitpunkt der 
Konkurseröffnung 46 Jahre alt. Zu diesem Zeitpunkt bestand die 
Versorgungszusage rd. elf Jahre.

Für die Berechnung der Frist ist unerheblich, daß der Kläger 
für die Konzernobergesellschaft während dieser Zeit teilweise im
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Ausland gearbeitet hat. Maßgebend ist der Bestand der Versor­
gungsanwartschaft zu einem in der Bundesrepublik ansässigen Trä­
gerunternehmen .

b) Zwar meint der Beklagte, die Frist, von deren Ablauf die Un­
verfallbarkeit abhängt, sei unterbrochen worden, weil der Kläger 
innerhalb des Konzerns seinen Tätigkeitsbereich verändert hat und 
ArbeitsVerträge mit einem ausländischen Tochterunternehmen ge­
schlossen hat. Eine restriktive Auslegung des § 1 Abs. 1 in Ver­
bindung mit § 7 Abs. 2 Satz 2 BetrAVG sei unverzichtbar, um Miß­
bräuchen zu begegnen und insbesondere bei ins Ausland entsandten 
Arbeitnehmern die gesetzliche, auf die Bundesrepublik beschränkte 
Insolvenzsicherung nicht zum "Exportartikel" werden zu lassen.
Die von einer Konzernobergesellschaft eingeräumte und bei Entsen­
dung oder Versetzung aufrechterhaltene Altersversorgung genieße 
mithin nur dann Insolvenzschutz, wenn das Arbeitsverhältnis zu­
mindest als ruhendes zum Stammhaus aufrechterhalten werde (vgl. 
dazu das im Auftrag des Beklagten erstellte Gutachten von 
Schwerdtner, ZfA 1987, 163 ff.).

Für eine restriktive Berechnung der Unverfallbarkeitsfrist 
gibt das Gesetz keine Anhaltspunkte. Sie wäre auch ungerecht ge­
genüber denjenigen Arbeitnehmern, die zum wirtschaftlichen Erfolg 
eines inländischen Unternehmens durch ihre Tätigkeit bei einer 
ausländischen Tochtergesellschaft beigetragen und deshalb das als 
Gegenleistung versprochene Entgelt, die Altersversorgung, einfor­
dern. Andererseits muß der inländische Arbeitgeber, der nach ei­
ner Abordnung seines Arbeitnehmers ins Ausland seine Versorgungs-
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anwartschaft aufrechterhält, das Risiko einer Insolvenz beim in 
ländischen Insolvenzversicherer versichern. Das ist auch gesche 
hen.

GriebelingDr. Heither
Seyd

Schaub
Falkenstein
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